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hardings Botſchaft an den Kongreß
w. Waſhington, 7. Dezember.

In ſeiner Botſchaft an den Kongreß ſagte Har-
zing, die Republik der Vereinigten Staaten ſei
on keinem I bedroht und erfreue ſich eines

iedens, der angeſichts der Wahrſcheinlichkeit des Erfolges der
üſtungskonferenz von Dauer zu ſein verſpreche. Die zehn

Jahre währenden Kriege hätten Verwirrungen angerichtet, die
Schwierigkeiten führten, deren Größe nur von denen richtig

ingeſchätzt werden könnte, die ſie aus nächſter Nähe beobachteten
ind an verantwortlicher Stelle ſtänden. Die Schwierigkeiten
ſeien noch verſchlimmert worden durch die Tatſache, daß ſie nicht
jur nationaler, ſondern auch internationaler Natur und über
en ganzen Erdball verteilt ſeien, Schwierigkeiten auf morali-
ſhem und wirtſchaftlichem Gebiete, die in gleichem Maße die
Fereinigten Staaten wie die Menſchheit angingen. Der Präſi-
dent ſagte, er beabſichtige nicht, ein Programm für die Wieder-
jerſtellung der Welt zu geben; das ſei die Angelegenheit der am
teiſten intereſſierten Nationen. Aber die Vereinigten Staaten
ünnten daran mithelfen. Sie hätten auch die Abſicht, es zu tun
mit bewußter völliger Uneigennützigkeit (7); denn Handel und
Karenaustauſch ſeien nur möglich, wenn die Nationen aller Erd-
eile wieder in eine normale und ſtetige Lage kämen. Die Hilfe
der amerikaniſchen Republik müſſe der Jnitiative der vollziehen-
den Gewalt zufallen. Aber ſie könne nur wirkſam ſein mit Zu
ſinmung und Mitarbeit des Kongreſſes. Der Kriegs
juſtand, ſagte Harding, legte es außerordentlich nahe, hohe
Rachtbefugniſſe in die Hand des Präſidenten der Republik zu
legen. Dieſe Machtbefugniſſe haben mit der Proklamation des
Friedenszuſtandes aufgehört. Heute muß die Arbeit der geſetz
geberiſchen und vollziehenden Gewalten miteinander in Einklang
bracht werden. Spaltungen innerhalb der Parteien, die wäh-
tend des Krieges verſchwanden, dürfen nicht wieder entſtehen und
dinderniſſe für die ſchnelle Löſung des Friedens bilden.

Der Präſident würdigte die vom letzten Kongreß geleiſtete
heit und kam auf das Budget zu ſprechen. Ueber die den
ausländiſchen Staaten geleiſteten Zuſchüſſe ſagte er: Die voll-
jehende Gewalt iſt nicht imſtande, die Frage der Schul-
den zu behandeln; das bildet ein Hindernis für die ſchnelle
Ordnung unſerer Angelegenheiten mit unſern Schuldnern. Es
ſt Sache des Kongreſſes, der allgemeinen Politik der vollziehen-
den Gewalt in dieſer Hinſicht ſeine Zuſtimmung zu erteilen.
er es gibt einzelne Probleme der Anleihen und des Schutzes
der amerikaniſchen Jntereſſen, die die vollziehende Gewalt nur
mit Cenehmigung des Kongreſſes in Angriff nehmen kann.
Venn die Konſolidierung und Begebung der ge
kundeten Zinſen ermöglicht werden kann, ſo wird das für
ſie Amerikaner ſelbſt von Vorteil ſein und wird die Beziehungen
er Schuldner zu den Vereinigten Staaten verbeſſern.

Der Präſident kam dann auf das Problem der Seeſchiffahrt
zu ſprechen. Er erinnerte daran, daß die vollziehende Gewalt im

Intereſſe der Entwicklung der amerikaniſchen Handelsmarine
in der Welt alle beſtehenden Handelsverträge aufkündigen müſſe,
um in die Lage zu kommen, die Einfuhrzölle auf Waren, die von
amerikaniſchen Schiffen nach Amerika transportiert würden,
ſerabzuſetzen. Das ſei übrigens auch der Wunſch des Kongreſſes.

Die neue Regierung habe, als ſie ihr Amt übernahm, eine
Unterſuchung angeſtellt. Sie habe gefunden, daß die Kündi-
gung der Handelsverträge die internationalen Han
delsbeziehungen in Unordnung bringen und die herrſchende Ver-
wirrung noch ſteigern würde. Niemand habe die Berechtigung
der Vereinigten Staaten, Verträge zu kündigen, angezweifelt.
Aber es werde den Vereinigten Staaten nicht möglich ſein, eine
große Handelsmarine zu unterhalten, ohne auf die guten Be
giehungen Rückſicht zu nehmen, die zwiſchen den Nationen be
ſtehen müßten. Außerdem würde die Herabſetzung der Zölle,
für die Kündigung der Verträge die Vorausſetzung, nur für den
Transport von Waren vorteilhaft ſein, die bei ihrem Eintreffen
in den Vereinigten Staaten mit einem Zoll belegt werden. Aber
die Bedeutung einer Nation auf dem Gebiete des Handels liege

viel mehr in ihrer Ausfuhr als in der Einfuhr. Die voll
ziehende Gewalt ſei in dieſer Angelegenheit durch keine auslän-
diſche Nation beeinflußt worden denn keine Nation habe Proteſt
erhoben. Aber ſie lege ſich Rechenſchaft über die Schwierigkeiten
at, die durch die Kündigung der Verträge verurſacht würden.
der Präſident erſuchte den Kongreß, der vollziehenden Gewalt
jw geſtatten, die Kündigung der Handelsverträge einige Wochen
ſinauszuſchieben, bis der neue Entwurf für die Ausdehnung der
gmerikaniſchen Handelsmarine eingebracht ſei.

Der Präſident kam darauf auf den Geſetzentwurf über den
Zolltarif zu ſprechen und erklärte, das Geſetz ſei notwendig, um
der amerikaniſchen Induſtrie Stetigkeit zu verleihen. Es müſſe
rn Nwien werden; denn es ſei unvermeidlich, mit der Außen
welt ſichere Handelsbeziehungen herzuſtellen. Außerdem handle
e ſich auch darum, zu verhindern, daß viele Jnduſtrien in
Amerika zugrunde gingen. Die Vereinigten Staaten könnten
nicht auf ausländiſ aren verzichten. Das ſei kein Mittel,

Welt bei Wiederherſtellung ihrer S und ihres Han
ne helfen, und ſei auch kein Vorteil für die Vereinigten

en.
Wer erkenne die Notwendigkeit nicht, auf allen Märkten, wo

Varen rerkauft würden Einkäufe zu vollziehen Der Handel
nne nur unterhalten werden durch Austauſch.
Venn man ſich auch Kechenſchaft über alle Verpflichtungen der

Eeiniaten Stagten in den Fragen der Menſchichteit. des
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Handels und der Finanzen ablege, ſo könne doch nicht die Rede
davon ſein, ſich ſelbſt zu vernichten, um andern zu helfen.
Harding erklärte: Jch wünſche von ganzem Herzen die Wieder-
herſtellung der von dem ſchrecklichen Kriege ſo ſchwer betroffenen
Völker. Aber ihre Wiederherſtellung hängt nicht davon ab, daß
die Vereinigten Staaten ähnliche Zuſtände über ſich ergehen
laſſen. Es iſt beſſer, allen Amerikanern Arbeit zu geben; es iſt
veſſer, der Welt das Beiſpiel eines gut balanzierenden Budgets,
ſtrenger Sparſamkeit und energiſcher, h Arbeit zu
geben, die die notwendigen Hilfsmittel darſtellen, um die Wir-
kung der Unglücksfälle zu beheben.
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Ueber Rußland ſprechend, ſagte Harding: Wir erkennen die
Sowjet Regierung nicht an; aber angeſichts der Leiden und
Todesfälle können wir alle politiſchen Erwägungen beiſeite
laſſen. Jch empfehle ohne Vorbehalt die Annahme ausreichenderKredite für die Verwaltung der amerikaniſchen Hilfsor e ſenen
damit dieſe imſtande iſt, 10 Millionen Feſfer Gekreide und

eine Million Scheffel Saatkorn zu liefern.
Schließlich ſagte Harding über die Abrüſtungskonferenz, die

Augen der ganzen Welt ſeien auf Waſhington gerichtet. Es ſeiwahrſcheinlich, daß ein die geſamte Menſchheit höchſtermuti-

gender Erfolg herbeigeführt werde.

„Jagows Vernehmung
Der Kapp-Putſch vor dem Reichsgericht

Leipzig, 7. Dezember.
Vor dem vereinigten 2. und 3. Strafſenat des Reichsgerichts

in Leipzig begann am heutigen Vormittag, wie beveits kurz be
richtet, unter dem Vorſitz des Senatspräſidenten Geheimrats
Pelargus der Prozeß gegen die Herren v. Jagow,
v. Wangenheim, Dr. Schiele-Naumburg, die angeklagt
ſind, im März 1920 anläßlich des Kapp-Putſches die beſtehende
Verfaſſung gewaltſom zu ändern verſucht zu haben. Man hatte
als Verhandlungsſoal den großen Reichsgerichtsſaal gewählt, in
dem vor einigen Monaten die Verhandlung gegen die Ange-
hörigen des alten Heeres wegen Kriegsverbrechen ſtatt-
gefunden hatten. Da die Akuſtik in dieſem Saal eine anerkannt
ſchlechte iſt, hatte man auch diesmal unter dem Richtertiſch ein
Velarium angebracht. Der Andrang der Zuhörer zu der Ver-
handlung war nicht ſo ſtark, wie man wohl erwartet hatte,
vermutlich deshalb, weil Einlaß nur nach vorheriger ſcharfer
Prüfung erfolgte. Da man in Leipzig allgemein mit der Mög-
lichkeit größerer Demonſtrationen vor dem Reichsgericht gerechnet
hatte, waren ſtarke Kommandos von Polizeibeamten im Reichs
gericht untergebracht und jeder, der zu der Verhandlung zuge-
laſſen war, mußte fünf oder ſechs Poſtenketten
paſſieren

Kurz vor 9 Uhr erſchienen die drei Angeklagten mit ihren
Verteidigern, den Rechtsanwälten Fritz Grünſpach, Juſtizrat
Görres, Rechtsanwalt Böttger aus Berlin und den Rechtsanwäl-
ten Juſtizrat Geutebrück- Leipzig und Dr. Martin-Halle. Die
Angeklagten nahmen auf der Anklagebank Platz, die ſoweit vom
Richtertiſch entfernt iſt, daß bei der ſchlechten Akuſtik im Saal von
einer direkten Verſtändigung zwiſchen dem Vorſitzenden und den
Angeklagten beine Rede ſein kann. Jnfolge deſſen traten ſpäter
bei ihrer Vernehmung die Angeklagten unmittelbar an
den Richtertiſch heran, um dort ihre Bekundungen zu
machen. Pünktlich um 9 Uhr erſchien das Gericht, und ohne
Präliminarien eröffnete Geheimrat v. Pelargus die Sitzung mit
der Bemerkung, daß die beiden Verfahren getrennt
gegen Herrn v. Jagow und v. Wangenheim einer-
ſeits und gegen Dr. Schiele andrerſeit ſchwebten,
aber vereint zur Verhandlung gelangen würden.
Dann wurden die Angeklagten zu ihrer Perſon vernommen.
Herr v. Jagow bezeichnete ſich auf die Frage des Vorſitzenden
nach ſeinem Beruf, als Regierungspräſident a. D., Herr von
Wangenheim als Landwirt und Dr. Schiele als praktiſcher Arzt.
Nach der Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes, in welchem den
Angeklagten vorgeworfen wird, daß ſie verſucht haben, die Ver-
faſſung des Deutſchen Reiches im vorigen Jahre gemeinſam zu
ſtürzen, und ſich aus S 81 und 82 ſowie S 47 des Str. -G.-B. ſchul
dig gemacht zu haben, tritt

Herr v. Jagow
an den Gerichtstiſch heran und erklärt:

„Jch bin angeklagt aus den Paragraphen 47 und 81 des
St. G. B., wonach ich die Verfaſſung gewaltſam zu ſtürgzen verſucht
haben ſoll. Jch erkläre, daß ich mir niemals eine der-
artige Handlung habe zuſchulden kommen
laſſen. Jn der Anklageſchrift, die 140 Seiten umfaßt, kommt
mein Name ja auch recht ſelten vor. Der Tatbeſtand läßt ſich
mit wenigen Worten feſtlegen. Jch unterſcheide zwiſchen der
Zeit vor dem 13. März, dem 13. März ſelber und der Zeit
nach dem 13. März. Vor dem 13. März fand eine Unterredung
zwiſchen mir und Kapp ſtatt, und zwar in der Viktoriaſtraße in
Verlin. Wir erörterten damals oberflächlich die politiſchen Ver-
hältniſſe, denn Kapp war der Anſicht. daß die damalige Regierung
auf unſicheren Füßen ſtehe, einmal weil die Reichswehr mit der
Regierung ſelbſt nicht zufrieden war, und andererſeits weil von
links gegen die Regierung gearbeitet wurde. Kapp war der An
ſicht, daß das Abtreten der damaligen Regierung und die Ein
ſetzung einer neuen

durchaus auf legalem Wege
erfolgen werde. Er fragte mich damals, ob ich bei einem
eventuellen Regierungswechſel den Poſten
eines Miniſters des Jnnern bekleiden wollte. Jch er
klärte mich dazu bereit, jedes Amt zu übernehmen, das nicht ge-
ringer ſei, als dasjenige, welches ich früher einmal bekleidet habe.
Kapp beauftragte mich, für die damals vorhandenen Regierungs
männer Erſotz zu ſuchen, dann kam der 13. März. Die Truppen
ogen ohne Widerſtand in Berlin ein. Jch traf am Großen
tern mit Kapp zuſammen und fuhr mit ihm im Auto in die

Reichskanzlei. Kapp mir, denn ich war a 14 Tr
nicht informiert, daß die Reichsregierung geflohen ſei urd
daß er vorläufig die Diktatur übernehmen werde.
mich nochmals, ob ich Miniſter des Jnnern werden wolle. Jch
erklärte wiederum, daß ich bereit ſei. Kapp ſagte mir, daß die
geſamte Regierungsmacht bei ihm und Lüttwitz liege. Jch habe
dann unter der Kapp Regierung einige unweſentlj Amtshand-

lungen, und zwar in perſonalibus vorgenommen. Jch betone
ausdrücklich, daß die Leitung der Sipo nicht in meiner
Hand lag.

Vorſ.: Sie ſchildern das alles in großen Zügen. Jch
möchte aber noch Einzelheiten von Jhnen hören, da Sie
ſelbſt die Ereigniſſe in die Zeit vor dem 13. März und nach
dem 13. März einteilen. So äußern Sie ſich etwas mehr.
Sie haben doch wohl, wie die Anklage Jhnen zur Laſt legt,
Verbindungen mit der „Nationalen Vereini-
gung'“ gehabt, der Sie näher angehört haben. v. Jagow:
Das Gegenteil iſt der Fall. Jch ſollte in die „Nationale Ver-
einigung“ eintreten, habe das aber abgelehnt. Herr
Zumbroich, den ich als Zeugen benannte, wird bekunden
müſſen, daß ich ſogar den Vorſitz in der Vereinigung abgelehnt
habe, weil ich mich nicht für dieſen Poſten geeignet hielt.

Vorſ.: Waren Jhnen die politiſchen Beſtrebungen der
„Nationalen Vereinigung“ etwas bekannt? v. Jagow:-
Das iſt mir nicht ſo genau erinnerlich, weil ich damals ſehr
viel erlebt habe, beſonders in den Kapp-Tagen. Jch glaube
aber, man hat mir damals geſagt, daß man damit rechnet, die
Regierung werde von Bolſchewiſten abgelöſtwerden. Für dieſen Fall allerdings war vorgeſehen, daß man
einen amtsfähigen Perſonalbeſtand zur Ver
fügung habe, um

gegen die Anarchie
anzukämpfen.

Vor ſ. Alſo beabſichtigte die „Nationale Vereinigung
gar keinen Verfaſſungsumſturz, ſondern ſie wollte die Ver
faſſung vielmehr ſtützen v. Jagow: Es ſteht für mich
außer allem Zweifel, daß die „Nationale Vereinigung ledig
lich in Notwehr für einen Eventualfall Vorbe-
reitungen traf.

Vorſ. Glaubte denn Herr Kapp, daß dieſer Fall von
Notwehr im März v. Js. eingetreten ſei? v. Jagow: Jch
bitte doch ſtreng zu unterſcheiden zwiſchen Kapp und der Na-
tionalen Vereinigung. Jch glaube nicht, daß Kapp mit der
Nationalen Vereinigung etwas zu tun hatte.

Vorſ. Wußten Sie, daß Hauptmann Papſt Geſchäfts
führer der Nationalen Vereinigung war? v. Jagow: Je
hielt Pabſt allerdings für einen leitenden Mann der
Nationalen Vereinigung. Er fragte mich einmal, ob ich nicht
Mitglied der Nationalen Vereinigung werden wolle.

Vorſ.: Wie ſtanden Sie zu Herrn Dr. Schiele
v. Jagow: Fch habe ihn erſt am 13. März kennen-
gelernt.

Vorſ.: Es war Jhnen doch aber bekannt, daß die Na
tionale Vereinigung eine eifrige Propaganda betrieb
und Sie ſollten doch ſelber einmal einen Vortrag in der Na-
tionalen Vereinigung über Proklamationen uſw. halten.
v. Jagow: JFch bin einmal ganz leicht gefragt worden
ich glaube, es war im Januar ob ich über Verfaſſung
fragen uſw. in der Vereinigung ein Korreferat halten wollte.
Dabei war doch nichts. Denn das hätte ſchließlich jeder Rechte
anwalt und Juriſt tun können.

Vor ſ.: Ganz richtig. Aber wer ſollte denn das Hauptreferat
halten? v. Jagow: Das iſt mir entfallen.

Vor ſ.: Erzählen Sie uns nun etwas über

die Vorgänge am 13. März.
von Jagow: Fch wurde am 12. März von einer Dame

angerufen, die mich bat, ich möchte Falkenhauſen benachrichtigen,
daß auch er zum Brandenburger Tor käme. Jch habe keine Ver
bindung mit ihm bekommen können. Er ſollte am 183. März,
morgens 6 Uhr, am Brandenburger Tor ſein.

Vor ſ.: Haben Sie Kapp nach ſeiner tn nicht ſelbſt
geſprochen von Jagow: Jch ſah Kapp das letztemal am
Donnerstag vor dem 13., als die Nachricht kam, daß Kapp ver-

aftet werden ſollte. Als ich das hörte, blieb ich bei Kapp, um
Zeuge der Verhaftung zu ſein und um ſeinen Angehörigen Nach
richt geben zu können.

Vor ſ.: Weshalb haben Sie Kapp an dieſem Tage beſucht?
von Jagow: Jch hatte ihm an jenem Tage den Geheim-

rat Doyé vorgeſtellt, der Unterſtaatsſekretär im Miniſterium des
Jnnern werden ſollte.

Vor ſ.: Waren die Dinge ſchon ſoweit gediehen, daß Sie
mit der baldigen Poſtenbeſetzung rechneten?
d. Jagow: Jch nahm an, daß die Reichswehraktion
unmittelbar bevorſtand.

Hatten Sie bei dieſem Beſuch bei Kapp auch davon
t, daß ein Haftbefehl gegen Lüttwi h ſchwebte

b. Jago w Lüttwitz kam zu meiner Unterredung mit Ka
dingu. Er erzählte, daß er am s zuvor mit Ebert und
in der Reichskanzlei verhandelt, aber nichts erreicht hätte.

Vor ſ.: Hielten Sie die bekannte Unterredung des Generals
v. Lüttwitz mit Ebert auch für eine legale Handlung? von



gegow n da er doch der Regierung die
Stimmung der Truppen mitteilte,

u d er be e gar xam rger Tor bena er Sie dennwach dem Grunde agt? v. Jagow: Jch wußte
ja ſelber auch nichts. nahm vielmehr an, daß

ein legales Unternehmen
im Gange war. Jm 8-Uhr Abendblatt hatte ich geleſen, daß aus
Döberitz Truppen in Anmarſch ſeien, aber ich hielt eine illegale
Bewegung für ausgeſchloſſen.

Der äl verlieſt hierauf den in Betracht kom
menden Artikel aus dem Acht-Uhr Abendblatt „Eine Ueber-
vumpelung Berlins? v. Jagow: Jch betone nochmals, daß
ich nach dem Leſen des Artikels vor zwölf Fragezeichen
ſtand. Jch war ſo klug wie zuvor, und ging ſchon deshalb zum
Brandenburger Tor, um zu hören, was los ſei.

Vor ſ.: Kamen Sie da allein zum den er Tor?
v. Jago w: Jawohl. Als ich hinkam, war noch alles leer, doch
ſah ich in der Dunkelheit überall geſpannte Drahtverhaue.

Vor ſ.: Wie kamen Sie denn da durch? v. Jagow::
Ich wurde von den Poſten durchgelaſſen.

Vorſ.: Waren denn das Soldatenpoſten oder Schutzleute
v. Jagow: Jch glaube, es waren Soldatenpoſten. Jch war

vorher am Kultusminiſterium vorbeigekommen und fand auch
dort alles leer, ging dann in die Neue Wache am Brandenburger
Tor, wo ebenfalls Drahtverhaue geſpannt waren. Jch hatte den
Eindruck, daß man etwas Feindſeliges erwarte. Jn der Dunkel-
heit blitzten die Lichter von Autos auf, die auf dem Vargerſtei
und auf der Promenade fuhren. Jch hörte Geſang, ſah
dann ſchwarzweißrote Fahnen, hatte aber immer
noch das Gefühl, es handle ſich hier nur um eine legale Demon
ſtration. Dann kam Lüttwitz an.

Vorf.: Alſo kannten Sie Lüttwitz nicht ſchon früher
v. Jagow: Jch habe ihn einmal oberflächlich bei General
von Oben kennengelernt.

Vor ſ.: Haben Sie damals ſchon mit Lüttwitz über einen
Putſch geſprochen? v. Jagow: Nein. Wir unterhielten uns
nur über ſchaftliche Dinge.eſellVor ſ.: Aber Kapp und Lüttwitz kannten ſich doch. von

Jagow: Allerdings.Gorſ Kannten Sie Kapitänleutnant Ehrhardt?
b. Lagow: Fch lernte ihn am 18. März erſt kennen, und ich

fuhr mit ihm, Lüttwitz und Kapp in die Reichskanglei.
Vor ſ. War Kapp ſehr aufgeregt? v. Jagow? Nein.

Er ſprach ſehr ruhig und teilte uns mit, daß die Reichsregierung
n ſei. Ueberhaupt war Berlin ſehr ruhig. Der Einmarſch

Truppen erfolgte wie im Frieden. Die Straßen waren
belebt. aber man bemerkte keine beſondere Unruhe.

Vor ſ.: Hier ſcheint Sie Jhr Gedächtnis doch zu ver
laſſen. Der Einmarſch der Truppen mußte doch auf jeden

teiligten den ſofortigen Eindruck machen, daß hier etwas
res vor ſich ging. Es war doch ſchon bekannt, daß die

Reichsregierung geflohen ſei. v. Jagow: Die Reichs-
regierung kümmerte mich aber nicht. Für mich exiſtierte nur die
preußiſche Regierung, und ich war der Anſicht, daß Lüttwitz alle
Gewalt in Händen habe.

Vorſ.: Wußten Sie nicht, daß beim Einmarſ-h Ehrhardts
fich ſofort eins Oppoſition bemerkbar machte, und daß auch die
Bolſchewiſten einen Gegenputſch planten? v. Jagow: Jch
hatte abſolut den Eindruck, daß die Brigade Ehrhardt die Lage
b e. Einen erfolgreichen Widerſtand hielt ich für aus
ge en.Vor ſ. Meinten Sie den militäriſchen Widerſtand? von
Jagow: Nein.

Hände weg!
Franzöſiſche Einmiſchung in deutſche Angelegenheiten.

w. Paxis, 7. Dezember.
Eine Anzahl von Abgeordneten unter Führung von Maurice

Barres hat an den Miniſterpräſidenten Briand ein Schreiben ge
richtet, um auf die Verhaftung des Separatiſten
Smeets in Köln hinzuweiſen. Dieſer habe kein Verbrechen
nach allgemeinem Recht begangen; ſeine Verhaftung ſei nur
aus politiſchen Gründen erfolgt. Die Verfaſſung
von Weimar gebe“ nach Ablauf von zwei Jahren der rheini-
ſchen Bevölkerung das Recht, ſich über ihre Stellung
r Reich zu äußern. Die Okkupationstruppe habe die

ufgabe, die öffentliche Ordnung und die Freiheit der
T on zu ſchützen. Der Brief weiſt darauf hin, daß in

ang Falle die Rheinland kommiſſion gegen die Ver
letzung dieſer Rechte aufgetreten ſei. Der Miniſterpräſident wird
aufgefordert, dem Vertreter Frankreichs in der Rhein

miſſion die notwendigen Jnſtruktionen zu
einem Vorgehen zu geben.

„Der Kedderkoog“
Schleswig Holſteinſcher Roman

von

Henriette von Meerheimb (Margarete Gräfin von Bünau)
Graf Holm ſah mit gerunzelter Stirn auf den König,

der immer noch in ſeinem Seſſel ſaß und unſchlüſſig mit den
Fingern auf der Lehne trommelte.

„Fügen Euer Majeſtät ſich alſo dem Wunſch des Volkes
und ſeiner Vertreter?“ fragte Orla Lehmann, der Rädels-
führer und leidenſchaftlichſte Eiderdäne. Sein Ton klang
mehr drohend wie bittend. Jn ſeinem mageren, nicht un
r geſchnittenen Geſichte leuchteten ein paar fanatiſche

ugen.
„Jch bewillige die Petition,“ entgegnete der König

ſchnell. „Gehen Sie und veranlaſſen Sie das Volk, ſich zu
zerſtreuen.“

Die drei Vertreter verließen mit triumphierenden Ge
ſichtern das Zimmer. Gleich darauf hörte man ein brauſen
des Hochgeſchrei. Man wußte nicht, ob's dem König für
ſeine Bewilligung oder dem augenblicklichen Helden des
Tages, Orla Lehmann, galt.

„Majeſtät haben keine weiteren Befehle für mich?“
fragte Holm mit ironiſchem Doppelſinn. „Herr von Hall
und ich dürfen uns wohl zurückziehen?“

Der Miniſter Hall ſaß ſeit Stunden mit einigen ſeiner
mten im Schloß. Der König war aber nicht zu

bewegen geweſen, ihn vorzulaſſen und ſich mit ihm zu be
raten, denn ab und zu brach bei dem im ganzen gutmütigen
und lenkbaren König ein unüberwindlicher Eigenſinn her-
vor, bei dem er von einem Extrem ins andere taumelte.

„Ja ja, gehen Sie nur!“ antwortete Friedrich VII.
ch. „Schicken Sie mir meinen Kammerdiener. Jch

jege mich zu Bett, denn ich bin krank vor Aufregung.“
„Das heißt, Danske ſoll die doppelte Portion Brannt-

wen bringen, dachte Holmn. Sein Geſicht blieb aber unbe
weglich. „Wenn Majeſtät geſtatten,“ ſagte er laut, „ſuche

ich jetzt meine Tochter auf
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Sie können doch jetzt unmöglich durch dieſe Volksmaſſe
durikkammen?“ meinte der Köwa

Unter den Abgeordneten, die den Brief mit unterſchrieben
haben, befinden ſich General Caſtelnau, Maurat, Puech, Talli
und Ehrlich.

Frankreichs „Generalhypothek
auf Deutſchland“,

w. Paris, 7. Dezember.
Bei einer Beſprechung der Reparationsfrage im Senat er

klärte Briand:
Auf Grund der Unterſuchung der Reparationskommiſſion ge-

wann ich die Ueberzeugung, daß der Staat Deutſchland
zwar ſehr verarmt iſt, ſeine Einwohner aber ſind
nicht verarmt. Wenn Deutſchland Bankerott machen
würde, ſo wäre das kein gewöhnlicher, ſondern ein be
trügeriſcher Bankerott. 1871 hatte die franzöſiſche Regierung
keine 5 Milliarden in ihrem Staatsſchatze, aber alle Bürger
leiſteten mit ihrer Unterſchrift Bürgſchaft. Deutſchland wird
hieran ein Beiſpiel nehmen müſſen. In dieſem Jdeengange gebe
ich zu, daß wir eine Generalhypothek auf Deutſchland haben;
aber bisher hat ſich Deutſchland noch nicht geweigert, zu be
zahlen. Das doch zu behaupten, hieße erklären, daß wir noch
nichts empfangen hätten. Das wäre eine Uebertreibung,
und durch Uebertreibungen verderben wir unſere Sache natürlich
bedeutend. Selbſt die erſte Milliarde wurde am
Verfalltage bezahlt; aber die Verteilung dieſer Summe
führte zu Beſprechungen, die mit der Herausgabe des Protokolls
endeten, das die franzöſiſche Regierung bisher zu unterzeichnen
ſich weigerte, weil ihrer Meinung nach dieſer Akt nicht früheren
Abmachungen entſpricht. Jn dieſem Falle jedoch bemerkte der
Antragſteller würden die Alliierten das Wiesbadener
Abkommen nicht als gültig an erkennen. Jch
wünſche, im Gegenſatz dazu zu erklären, daß dieſes Abkommen
eine gute Wirkung ausübte, denn es zeigte, daß wir
nicht widerſpenſtig ſind. Unſere Alliierten waren unterrichtet.
Jch bin ſicher, daß die Gerechtigkeit unſerer Sache ihnen nicht
entgehen kann. So ſtehen wir jetzt. Ueber die Zahlungs
termine hat die Reparationskommiſſion eine Entſcheidung
gefällt. Jch weiß nicht, was geſchehen wird, bin aber der Anficht,
daß ſich Deutſchland die nötigen Mittel verſchaffen, ſeine An

legenheiten ordnen, Erſparniſſe machen und An
trengungen wegen neuer Steuern machen muß.

Wenn das geſchieht, muß es vorzugsweiſe ſeine Hilfsquellen für
die Zahlung der Reparationen verwenden. So liegt dieſe An

elegenheit. Jch möchte wünſchen, daß man nicht im voraus die
Anſicht hegt, alle Ereigniſſe hätten kataſtrophale Folgen, und
man erwarte ſie, um ſie zu beurteilen. Jch ſage: Wir be
finden uns einer Regierung gegenüber, die den
Mut hat, die Verpflichtungen ihres Landes uns gegenüber anzu
erkennen, unſer Ultimatum anzunehmen und es
mit gutem Willen auszuführen. Jch weiß wohl,
daß dieſer gute Wille manchmal zu vünſchen
übrig läßt, beſonders in der Entwaffnungsfrage. Unſere Kon
trollkommiſſion hat verſchiedentlich Verfehlungen und Verheim-
lichungen feſtgeſtellt. Uebrigens kann nichts beſſer deren eifrige
Tätigkeit beweiſen, der ich hiermit die verdiente Anerkennuausſpreche. Die Regierung hat daher alles getan, was ihr möglich

war, um auf der Ausführung der Verpflichtungen Deutſchlands
zu beſtehen in dieſer Entwaffnungsangelegenheit,
die für uns äußerſt wichtig ift.

Deutſchlands Entwaffnung
w. Berlin, 7. Dezember.

Von Blättern des Auslandes wird immer wieder die Be
hauptung aufgeſtellt, daß die unter der Kontrolle der inter
alliierten Kommiſſion und auf Grund des Friedensvertrages
vollzogene Entwaffnung Deutſchlands nur eine ſcheinbare ſei.
Demgegenüber geben die nachfolgenden authentiſchen
Zahlen ein umfaſſendes und genaues Bild darüber, wie voll
kommen Deutſchland die Abrüſtung durchgeführt hat.

Die Reichstreuhandgeſellſchaft hat bis zum 1. Oktober 1921
zur Zerſtörung erhalten: Gewehre und Karabiner 5 865 000
(davon zerſtörte ſie 5 837 000, noch auf Lager ſind 16 500), Ma-
ſchinengewehre 702 867 (702 850 bezw. 17), Minenwerfer und
Rohre von ſolchen 28 340 (28 340 bezw. 0), Geſchütze und Rohre
von ſolchen 53 900 (53 900 bezw. 0), Laffetten 27 640 (27 640 bezw.
0), ſcharfe Artilleriegeſchoſſe und Minen 37 400 000 (82 000 000
bezw. 5 400 000), Scharfe Zünder 58 Millionen (56600 bezw.
1 400 000), Handwaffenmunition 440 Millionen (392 Millionen
bezw. 48 Millionen), Flugzeuge 14 009 (18 376 bezw. 4). Außer-
dem wurden 629 Flugzeuge und 3692 Flugzeugmotore abgeliefert.

f

Das engliſchiriſche Abkommen
w. Sondon, 7. Dagember

Die britiſche Regierung hat geſtern abend die Bedingun,
en der mit den Sinnfeinern z e nen Regeu m g veröffentlicht. Das Dokument iſt eben Vertr

zwiſchen Großbritannien und Jrland. Es ent
ſeln, von denen bereits ein großer Teil in der von Lord
head in Birmingham gehaltenen Rede dargelegt worden iſt.

Die 1. Klauſel beſtimmt, daß Jrland dieſelbe Stel,
lung einnehmen ſoll wie andere Dominionz des
britiſchen Reichs mit einem Parlament, das die Vollmaqh
hat, Geſetze zu machen für den Frieden, die Ordnung und
Regierung von Jrland. Es enthält den Namen: Jri
Freiſtaat. Der Eid, der von den, Pitgliedern des Patle,
ments des iriſchen Freiſtaats geleiſtet wird, lautet: „Jch öre
feierlich Treue und Untertanengehorſam der Regierung de
iriſchen Freiſtaats und werde König Georg V. und ſeinen Erben
und Nachfolgern treu ſein kraft des gemeinſamen Bü errechtsvon Jrland und Großbritannien und ſeiner Anhängerſe und
Mitgliedſchaft in der Gruppe der Nationen, die das n Ge
meinweſen bilden.“

Klauſel 6 ſieht vor, daß, bie eine Vereinbaruxg
zwiſchen der britiſchen und der iriſchen Regierung getroffen i
durch die der iriſche Freiſtaat ſeine eigene Küſtenver
teidigung übernimmt, die Verteidigung e Seebritannien und Jrland durch die Streitkräfte des britiſchen

daß die iriſche Regierung in Frie
übernehmen ſollen,

Klauſel 7 beſtimmt,denszeiten den britiſchen Streitkräften gewiſſe ein
gen hinſichtlich der Flotte und Luftſchiffahrt gewährt und bei
Zwiſtigkeiten oder geſpannten Beziehungen mit einer auswär
tigen Macht alle Erleichterungen gewährt, die die britiſche Regie
rung verlangt.

Laut Klauſel 8 ſoll. wenn die Regierung des iriſchen Frei
ſtaats eine militäriſche Verteidigungsmacht aufſtellt, dieſe zu der
Militärmacht, die Großbritannien unterhalten wird, in keinem
größeren Verhältnis ſtehen als die Bevölkerung von Jrland zu
der Bevölkerung von Großbritannien

Klauſel 9 beſtimmt, daß die Häfen Großbritanniens und de
iriſchen Freiſtaats den beiderſeitigen Schiffen offen ſtehen.

Klauſel 12 der Beſtimmungen des iriſchen Vertrages beſagt:
Wenn innerhalb eines Monats nach Annahme des Geſetzes und
Ratifigierung des Abkommens dem König von beiden Häuſern
des Ulſter-Parlaments eine Adreſſe unterbreitet wird, die ſich
gegen das Geſetz richtet, ſollen die Vollmachten der Regierung
des iriſchen Freiſtaats nicht auf Ulſter ausgedehnt und eine
Kommiſſion ernannt werden, um die Grenzen gemäß den Vün
ſchen der Bevölkerung feſtzulegen. Wenn keine derartige
Adreſſe unterbreitet wird, wird das Ulſter- Parlament weiterhin
die beſtehenden Befugniſſe behalten; aber das Parlament und die
Regierung des iriſchen Freiftaats ſollen dieſelben Befugniſſe in
Nordirland wie in Südirland ausüben, bezüglich der Fragen,
über die das Nordparlament augenblicklich keine Befugniſſe ha

Klauſel 16 ſieht vor, daß weder das Parlament des iriſchen
Freiſtaats noch das Parlament von Nordirland irgendeine Kel
gion dotieren oder ihre freie Ausübung verhindern bzw. beſchrän
ken darf und daß das zur vorläufigen Verwaltung von Süd
irland unter dem Homerule-Geſetz geſchaffene Südparlamen

ine p.Klauſe beſagt, daß die Bedingungen von der britiſchenRegierung ſofort dem Parlament zur nehmigung r
den iriſchen Unterzeichnern dem Südparlament unterhreite
werden und daß die Bedingungen nach ihrer Genehmigung durgh
ein Geſetz ratifiziert werden.

preußischer Landtag
Ohne Ausſprache werden zunächſt die Ausführungste
ſtimmungen zum Beamtendienſteinkommengeſet
nach dem Beſchluſſe des Ausſchuſſes für Beamtenangelegen
heiten angenommen, ebenſo eine große Reihe Geſetzenzur Aenderung der Dienſte intönme ageſebe der Beamten un

Lehrer. Dann wird die Beratung des Landwirtſchaftsetatt
fortgeſetzt.

Abg. Schlange (Dſchn.) ſieht die Rettung vor der drohen
den Ernährungskataſtrophe nur in einer Steigerung der land
wirtſchaftlichen Produktion. Die Landwirtſchaft könne be
nicht zur Produktionsſteigerung kommen, wenn die he
Steuergeſetzgebung aufrechterhalten wird. Nur die völlig freie
Wirtſchaft könne zur Produktionsſteigerung führen.

Abg. SchulzNeukölln (Komm.) begründet kommuniſtiſche
Anträge, in denen entſchädigungsloſe Enteignun,
des Großgrundbeſitzes und ſeine Sozialiſie
rung verlangt wird.

Um 5 Uhr wird die Weiterberatung auf 48 Uhr abend
vertagt.

„Verſuchen muß ich's auf jeden Fall. Es iſt ja dunkel,
Mich erbennt niemand.“

Aber darin irrte ſich Graf Holm. Kaum betrat er, den
Hut tief in die Stirn gezogen, die Treppenſtufen des
Schloſſes, als ihn ein lautes Gejohle und wüſtes Geſchrei
empfing. Eine Flut von Schimpfreden ergoß ſich über den
wehrloſen Mann. Jrgendeiner, der ihn perſönlich kannte
und dem er vielleicht, als er noch Miniſter war, etwas abge
ſchlagen hatte, benützte nun dieſe Gelegenheit zur Rache.

Das aufgeregte Volk, dem ſeine Forderungen ſo an
ſtandslos bewilligt wurden, verlangte nach einem
Sündenbock.

Die meiſten wußten freilich gar nicht, um was es ſich
handelte, und weshalb der harmlos ausſehende ältere Herr,
der gelaſſen die Treppe herabſteigen wollte, ſo wütend be
ſchimpft werden mußte. Aber ſie ſchrien und tobten mit aus
Freude am Skandal.

Graf Holm verlor die Faſſung nicht. Erſt verſuchte er
ſich durchzudrängen; als er aber ſah, daß das unmöglich war,
daß ihm von allen Seiten der Weg verſperrxt ſei, blieb er
ganz ſtill auf der oberſten Treppenſtufe ſtehen. Seine
ſchlanke, dunkle Geſtalt, der ſpitze, völlig kahle Kopf der
Hut war ihm im Gedränge herabgefallen zeichnete ſich
ſcharf gegen den Hintergrund des jetzt hellerleuchteten
Schloſſes ab. sEin paar der wildeſten Schreier drängten ſich näher an
ihn heran. Ein Arm ſtreckte ſich nach ihm aus und verſuchte
ihn am Rock herunterzuzerren und der wütenden Volks-
ren die wie hungrige Wölfe nach Beute heulte, zuzu-
toßen.

Ein ſchreckliches Erſtickungsgefühl ſtieg plötzlich würgend
in Holms Kehle auf. Feuerfunken tanzten vor ſeinen
Augen. Seine Gedanken fingen an, wirr zu werden,
Wollten dieſe fürchterlichen Menſchen ihn ermorden?

Plötzlich drang von der Amaliengade her dröhnender
Suiphles Ein Trupp berittener Poliziſten bog in ſchlankemrabe in den See ein dahinter blittten Uniformen.

„Die Huſaren kommen! Man ſchickt Militär! Verrat
ſie ſchießen!“ In wilder Flucht ſtürzte ein Teil der Maſſe

davon. Frauen kreiſchten. Ein wirrer Knäuel von Menſchen
wälzte ſich die Treppe hinauf, um nicht zertreten zu werden.
Jammern Fluchen, Schrejen erfüllte die Luft Dazwiſchen

—=—=m-

blitzten die Säbel der Gendarmen, die mit flacher Klinge auf
die Fliehenden einhieben.

„Die Huſaren, die Hunde von Poliziſten die haſt du
gewiß beſtellt, du Schuft!“ kreiſchte einer der Männer, der
Holm gepackt hielt. Ein Meſſer blitzte im nächſten Augen
blick aber ſank der erhobene Arm des wütenden Menſchet
kraftlos herab. Ein Blutſtrom ſchoß aus dem Aermel her
vor. Ein lautes Schmerzensgeheul folgte.

Der Anführer der Huſaren, der Rittmeiſter von Tor
war vom Pferde geſprungen und hatte dem Angreifer mi
ſeinem ſcharfen Säbel den erhobenen Arm bis auf den
Knochen durchgeſchlagen.

Einer der anderen Männer riß
ſtrömten, jammernden Kameraden ſchnell mit ſich. Hohn
ſchwankte gegen die Mauer.

Der Rittmeiſter Torp faßte ihn unter den Arm. „Jetl
ſchnell fort!“ Er hielt ſeine geladene Reiterpiſtole vor
und den Grafen. Seine helle Kommandoſtimme ö laut
und ſcharf weithin über den Platz. „Wenn der
in fünf Minuten nicht geräumt iſt, wird ſcharf geſchoſſen!
Vorwärts!“

Die Huſaren drängten die Leute von der einen, die
Poliziſten von der anderen Seite. Die Menge zog
murrend immer weiter zurück.

Nach einiger Zeit lag der Schloßplatz wirklich dunkel
und menſchenleer da. Die angezündeten Pechfackeln warfen
einen roten, wildflackernden Schein über die graue Faſſode
des Schloſſes.

„Wollen Sie ins Palais zurück, Exzellenz?“ fragt
Torp. Er ſtützte den Grafen, deſſen Arm er immer noch
feſthielt.

Holm ſchüttelte den Kopf. „Nein zu meiner Tochter!
„Jch bringe Sie hin.“
„Kommen Sie einen Augenblick mit herauf, Torp

Karin wird Jhnen danken wollen.“
„Wofür?“
„Zuerſt für meine Rettung. Was wäre aus mir Le

worden ohne Jhre tatkräſtige Entſchloſſenheite Und dann
haben Sie doch auch mit wahrhaft königlicher Verſchtwendung
Karin mit Blumen überſchüttet.“

(Fortſebung folgt
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Das Opflionsrecht
w. Berlin, 7, Degember, (Amtlich.)

ver
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jeren.e Optionserklärung kann in einem, wie im anderen Falle
ßrotokoll oder in ſchriftlicher Form innerhalb Deutſchlands

x den höheren Verwaltungsbehörden (in Preußen vor den Re
ngspräſidenten und dem Polizeipräſidenten in Berlin), im
ſand vor den amtlichen deutſchen Vertretungen, abgegeben
en. Die Unterſchrift unter der ſchriftlichen Optionserklärung
i im Inlande durch die Ortspolizeibehörde oder einen Notar,
m Auslande durch eine amtliche deutſche Vertretung beglaubigt

zu dieſer amtlichen Veröffentlichung erfährt W. T. V. noch

Da, wie jetzt die deutſche Regierung, auch die polniſche ihrer
4 am 18. Juli 1920 eine Optionsverordnung erlaſſen hat,
den die intereſſierten Perſonen, insbeſondere ſoweit ſie noch
mögen in Polen haben, genötigt ſein, ſowohl nach der
ſchen wie nach der polniſchen Optionsverordnung zu optieren,
m ſih die den Optanten durch Artikel 91 des Friedensvertrages

vährleiſteten Rechte auch gegenüber der polniſchen Regierung
ſern. Wir nehmen aber an, daß infolge der ungünſtigen

gſenzbedingungen in Deutſchland wohl nur wenige Perſonen
n dem Optionsrecht für Deutſchland Gebrauch machen werden.
übrigen wird man darüber völlig beruhigt ſein können, daß
ſche Staatsangehörige deutſchen Stammes, die nicht für

utſchland optieren und polniſche Staatsangehörige bleiben
len, ſpäter ohne Schwierigkeiten wieder in Deutſchland ein

kirgert werden. eAußerhalb des Vertrages von Verſailles hat ſich Polen durch
wiſchen ihm und der Entente geſchloſſene ſogenannte Minder

aſchußabkommen verpflichtet, alle Deutſchen, die im Gebiete
polniſchen Staates geboren ſind und deren Eltern zur Zeit
t Ceburt dort ihren Wohnſitz hatten, ohne Rückſicht auf ihren
n nſitz als polniſche Staatsangehörige anzuerkennen.
n Perſonen bleibt es daher unbenommen, ſich gegenüber der

miſchen Regierung auf den Artikel 4 des genannten Ab-
mens zu berufen, es ſei denn, daß ſie bis zum 10. Januar 1922
die polniſche Staatsangehörigkeit verzichten. Ebenſo hat
z den eben erwähnten Artikel 4 des Minderheitenſchutz
bumens mancher einen Anſpruch auf die polniſche Staats-
zhörigkeit bekommen, für den ſie wertlos iſt, da er keinerlei
iehungen nach Polen mehr hat. Wer hieraus Weiterungen
thiet, hat die Möglichkeit, durch ein Schreiben an ein polniſches

ulat auf die polniſche Staatsangehörigkeit zu verzichten.

Reichs wirtſchaftsrat
w. Berlin, 7. Dezember.

n der heutigen Sitzung erſtattet zunächſt Chefredakteur
trnhardt den Bericht des finanzpolitiſchen Ausſchuſſes zu
a Eeſetzentwürfen über den Verkehr mit ausländi-

en Zahlungsmitteln. An der kurzen Ausſprache be
gen ſich Dr. Reichardt vom Reichswirtſchaftsminiſterium,
khürgermeiſter Künger und Dr. Crüger, als Vertreter der
hen Genoſſenſchaftsbanken, der für die Kredit
ioſſenſchaften die Rechte der Banken verlangt. Jn
en Schlußwort tritt Berichterſtatter Bernhardt dem Antrag
ügers bei, er vermag ſich aber nicht für die Gleichſtellung der
laſſen auszuſprechen. Die Abänderungsanträge
en angenommen mit Ausnahme der Einbegziehung der
daſſen. Dem Gutachten des finanzpolitiſchen Ausſchuſſes
d im übrigen zugeſtimmt. Zur Beratung des Entwurfes zu
m Arbeitsnachweisgeſetz liegen fünfzehn Ab-
erungsa a vor. Aus den Ausführungen des Bericht
ters Fabrikbeſitzer Ephraim geht hervor, daß der Entwurf
Vonopoliſierun des Arbeitsnachweisweſens mit ausgeſproche-
behördlichen Charakter bedeutet. Alle verſchiedenartigen

nen des Arbeitsnachweiſes ſollen in den öffentlichen Nach
m zuſammengefaßt werden, und die bisherigen privaten
lichen Stellenvermittlungen verſchwinden. Für jeden Be
men unteren Verwaltungsbehörde ſoll ein Arbeitsnachweis
et werden. Ueber den Nachweiſen ſtehen paritätiſch zu
angefaßte Landesarbeitsämter, die ihre Spitze in dem

r Arbeitsvermittlung finden. Der Sozialpolitiſche
ſöuß legte eine Reihe von Abänderungen vor, die einen
omiß zwiſchen Bürokratie und Selbſtverwaltung darſtellen.
en das Haus ſodann nach kurzer Debatte den Bericht des
ſuſes wegen der Aufhebung vorübergehender Zoll
tihter ungen genehmigt hat, vertagt ſich das Haus auf
en vormittag 11 Uhr.

De KaiſerWilhelm Geſellſchaft zur Förderung der Wiſſen
hielt am 6. Dezember ihre Hauptverſammlung im „Haiſer-

Berlin ab. Der Vorſitzende, D. Dr. v. Harnack, begrüßte
Cnen beſonders den preußiſchen Miniſter für Wiſſen

n
Selannt,Kbeitsgemei

eingetveten ſe

e Miniſter Bölitz und
uſicherung, daß die Freiheit der
er reinen Wiſſenſchaft zu leben,am. Geſellſchaft,

unftarr und hre Bedeutun
Bauweſen, und Windmühlentechnik.

Nationale Erziehung. Rundſchau für Eltern und Er-
zieher mit der Beilage „Die Elternbeiräte Monatsſchrift des
Deutſchnationalen Lehrerbundes. Jn Verbindung mit Kreis
ſchulrat E. Hauptmann, Studienrat Dr. Dorotheg Neumann,
Studienrat Prof. Dr. Karl Pflug, M. d. L., Univerſitätsprofeſſor
Geheimrat D. Dr. Dietrich Schäfer, Lehrer Paul Schulze,
M. d. R., und Lehrerin Antonie Tubenthal herausgegeben von
Gerhard Krügel. Die „Nationale Erziehung erſcheint am 15.,
jeden Monats. Preis halbjährlich 12 M. Beſtellungen richte
man an den Verlag Gebr. Ohſt, Berlin W. 57, Bülowſtraße 56;
Poſtſcheckkonto Berlin 59 001.

Halle und Amgebung
Halle, 8. Dezember.

General Litzmann in Halle
Der bekannte General Litzmann, der kürzlich von einer

Reiſe durch die Staaten Südamerikas zurückkehrte, hat ſich dem
„Stahlhelm“ gegenüber bereiterklärt, einen Vortrag über ſeine
Reiſe zu halten. Er wird am Sonntag, den 11. d. M., 1135 Uhr
vormittags im Walhalla über „Reiſeeindrücke aus Süd
amerika, das dortige Deutſchtum ein nationales Vorbild, die
Heere und Flotten Argentiniens und Chiles, unſere aufrichtigen
Freunde“, ſprechen. Der Vorverkauf der Karten findet bei Hein
7 Hothan und auf der Geſchäftsſtelle, Pringenſtraße 28, 2 Tr.,
ſtatt. Jn General Litzmann gilt es einen unſerer wirklichen
Führer zu ehren, der ſchon vor dem Kriege als Militärſchrift-
ſteller, im Kriege als hervorragender Truppenführer und nach
dem Kriege als glühender Bekenner ſeines Deutſchtums rühm
lichſt hervorgetrten iſt.

Karl Litzmann, geboren zu Nauglobſow, Mark Branden-
burg, 22. Januar 1850. Seit 1867 Soldat, nahm er als Leutnant
im Garde-Pionierbataillon am deutſch franzöſiſchen Kriege teil
und erwarb vor Paris das Eiſerne Kreuz. Bei weiterem Auf-
ſtieg in vielfach wechſelnden Stellungen und längere Zeit im
Generalſtabe, wurde er 1901 Generalleutnant und Diviſions-
kommandeur im Oberelſaß, danach Direktor der Berliner Kriegs
akademie. 1905 erbat er den Abſchied und lebte ſeitdem in ſeinem
Heimatsort mit vaterländiſcher Arbeit beſchäftigt (Wehrverein,
Jungdeutſchland- Bund uſw.). Während des Balkankrieges
191213 beſuchte er den türkiſchen und montenegriniſchen Kriegs
ſchauplatz.

Bei Beginn des Weltkrieges zum Etappeninſpektor der
3. Armee ernannt, wurde er im Oktober 1914 zum Führer der
3. GardeJnfanterie-Diviſion ernannt, kämpfte mit ihr vor
Jwangorod, danach bei Lodz. Als im Verlauf dieſer Schlacht die
Armeeabteilung des Generals von Sheffer von vielfach über
legenen Ruſſen eingeſchloſſen war, durchbrach er in der i
vom 23. zum 24. November 1914 den Ruſſenring bei Brzezin
und nahm dem Feinde hierbei 12 000 Gefangene und 16 Ge-
ſchütze weg. Die Armeeabteilung Scheffer wurde vom ſicheren
Verderben gerettet und der amtliche Heeresbericht ſprach von
„einer der ſchönſten Waffentaten des Feldzuges“. Zum General
der Infanterie befördert und an die Spitze des neugebildeten
40. Reſervekorps geſtellt, führte er in der Winterſchlacht in
Maſuren den rechten deutſchen Heeresflügel. Die Vernich-
tung der 10. ruſſiſchen Armee war Erfolg dieſer Schlacht. Vom
16. bis 18. Auguſt 1915 erſtürmte er mit ſeinem Korps die ſtarke

eſtung Kowno, kämpfte danach in der Njemenſchlacht und in der
Schlacht bei Wilna und eroberte Wilna am 18. September.
1916/17 war er der öſterreichiſchungariſchen Armee in Wol-
Hhnien, Nordgaligzien und Siebenbürgen zu Hilfe geſchickt und
führte Sommer 1917 die Offenſive ſüdlich des Dujeſtr durch Oſt
galizien und die Bukowina bis nach Beſſarabien hinein, wo es
zum Waffenſtillſtand kam. 1918 befehligte er eine Armeegruppe
an der Weſtfront, bis er zu Beginn des fünften Kriegs
jahres ſeine Entlaſſung erbat, weil er, im 69. Lebensjahre
ſtehend, die Abnahme ſeiner Körperkräfte empfand.

Nach dem Zuſammenbruch des Vaterlandes ſchwer erkrankt,
aber 1920 wiederhergeſtellt, begab er ſich vor einem Jahre nach
Südamerika, durchreiſte Argentinien, Chile, Uruguay und Bra
ſilien und gewann die günſtigſten Eindrücke vom dortigen
Deutſchtum und ſeiner angeſehenen Stellung in dieſen Ländern,
worüber er in ſeinem Vortrag zu berichten gedenkt.

namentlich für WVerkehrsanftakten,

Das Ende aller Hungerſtreiks
Wie uns von zuſtändiger Stelle mitgeteilt wird, haben alle

Gefangenen, die in einen Hungerſtreik verwickelt waren, wieder
ihre Arbeiten aufgenommen. Die Juſtizverwaltung wird in Zu
kunft Beeinfluſſungen der Gefangenen durch kommuniſtiſche Wer
ber unterbinden und auch Reviſionen durch kommuniſtiſche Abge
ordnete nicht mehr geſtatten, ſondern angebliche Mißſtände nur
durch parlamentariſche Unterſuchungskommiſſionen prüfen laſſen.
Bekanntlich hatte der Kommuniſt Mentzel- Halle im Sommer
und Herbſt die preußiſchen Gefängniſſe beſuchen dürfen.

Staatsverfaſſung und Staatsleben in den
Vereinigten Staaten von Amerika

Vierter Vortrag der Deutſchen Geſellſchaft für Politik.
Am Dienstag abend ſprach in der begonnenen Vortragsreihe

Geheimrat Lewinski-Berlin über die Vereinigten Staaten.
Jn den Vereinigten Staaten entwickelte ſich ſeit der Unabhängig
keitserklärung von 1776 die Demokratie und die Selbſtbeſtimmung
des Einzelnen im Gegenſatz zu der ariſtokratiſchen Staatsform
des damaligen England. Es wurde in den meiſten Staaten das
allmächtige Parlament als oberſte Staatsgewalt geſchaffen, wie
wir es heute in England haben. Auch in dem neugeſchaffenen
Bund war ein Parlament die oberſte Gewalt. Jm Jahre 1790
iſt die jetzt noch beſtehende Verfaſſung zuſtande gekommen. Da
nun die durch die Revolution zurückgedrängten Kreiſe der Jn-
telligenz wieder in das politiſche Leben eingetreten waren, ſo wur
den die Verhandlungen über die Verfaſſung in durchaus un
demokrakiſchem Geiſte geführt, während mit Rückſicht auf die
Volksſtimmung alles demokratiſche der Verfaſſung hervorgekehrt
wurde. Nach der Verfaſſung ſtehen die legislative, die exekutive
und die richterliche Gewalt unabhängig neben einander. Die geſetz
gebende Gewalt des Bundes liegt beim Kongreß, namentlich dem
Unterhaus, der Vertretung des Volkes, die alle 2 Jahre neu ge
wählt wird. Jhm ſtehen die Geſetzgebung und die Staatsanklage
zu. Das Oberhaus, der Senat, wird auf 6 Jahre, ebenfalls vom
Volke, gewählt. Der Senat iſt ein gewiſſes Gegengewicht gegen
das allzu demokratiſche und öfter wechſelnde Unterhaus. Die
exekutive Gewalt ſtellt der Präſident dar, der ganz außerordent-
liche Befugniſſe, bedeutend umfaſſendere Rechte als die meiſten
konſtitutionellen Monarchen beſitzt. Da er das Vetorecht gegen
alle Geſetze beſitzt, ſo iſt ſeine Macht faſt unbeſchränkt. Amerika
iſt alſo kein parlamentariſch regierter Staat. Auch das Kabinett
iſt unabhängig vom Vertrauen des Parlaments, die Miniſter ſind
nur die Angeſtellten des Präſidenten, der ſie jederzeit berufen
und entlaſſen kann. Der Präſident beſitzt daher eine ungeheure
politiſche Gewalt. Das oberſte Gericht kann jedes Geſetz, das im
Widerſpruch zur e en ſteht, für nichtig erklären, es kann
die Verfaſſung nach ſeinem Belieben auslegen, es hat alſo eine
noch u endere Macht, als das Parlament. Von den Ver
faſſungseinrichtungen iſt alſo nur das Unterhaus eine einiger
maßen demokratiſche Einrichtung. Eine Aenderung der Ver

ft unangetaſtet bleiben werde. Darauf gab der
er aerodhnamiſchen Verſuchsanſtalt der Geſellſchaft in

Brandt, einen Einblick in die Tätigkeit der

faſſung iſt nur durch 2weidrittelmehrheit des Unterhauſes und
des Senats möglich, alſo ſehr erſchwert; daher ſind von über 2000

Anträgen auf Verfaſſungsänderung nur 16 durchgegangen. Die

ſtnd die Republikaner, die Verereter einer er
undesgewalt, und die Demokraten, die Vertreter einer en

Eewalt der Einzelſtaaten. Auch die Arbeiter gehören meiſt dieſen
beiden Parteien an, die nur ſchwache ſozialdemokratiſche Partei
iſt radikal entſprechend unſeren Kommuniſten. Die Parteien ſind
ſo ſtark wie in keinem anderen Lande organiſiert. F.

Die Tagung des Kommunalverbandes in Halle
Eine außerordentliche Mitgliederver ſammlung wird, wie

bereits kurz berichtet, der Verband der Kreiſe und Gemei
in der Provinz Sachſen und in den Freiſtaaten Anhalt und
Braunſchweig am Freitag, den 9. Dezember in Halle g. S.
Stadthaus, vormitags 10 Uhr abhalten. Am Tage zuvor finpe
vormittags eine Beſichtigung der Reichsſtickſtoffwerke in
Pieſteritz bei Wittenberg ſtatt. wird den Gäſten und Mit
gliedern dort an Ort und Stelle ein kurzer erläuternder Vor
trag über die Art und den Umfang der e ferner über
die vom Werke geſchaffenen ſozialen Einrichtungen für die
Arbeitnehmerſchaft, ſowie über die beim Werke beſtehenden
Arbeitsbedingungen gehalten werden. Für den Nachmittag iſt
eine Beſichtigung der Sehenswürdigkeiten der Stadt Wittenberg
(Lutherhalle u. a. m.) unter ſachgemäßer Führung geplant.
Der Abend ſoll die Gäſte und Mitglieder zu einem gemütlichenBeiſammenſein im Hotel Hohenzollernhof, San a. S., vereinen.

Zu der Tagung ſind die anhaltiſche und die braun
ſchweigiſche Staatsregierung, der Oberpräſident der Provinz
Sachſen, der Landeshauptmann der Provinz Sachſen, di
Regierungspräſidenten von Magdeburg, Merſeburg, Erfurt und
Deſſau, der Reichsarbeitgeberverband deutſcher Gemeinden und
Kommunalverbände und die kommunalen Nachbarbegzirksarbeit
geberverbände eingeladen.

Der Verband der Kreiſe und Gemeinden in der Provinz
Sachſen und in den w Anhalt und Braunſchweig iſt
durch die organiſatoriſche Zuſammenfaſſung der drei Großſtädte
Magdeburg, Halle, Erfurt, faſt aller Mittelſtätte und Landfreiſe, ſowie zahlreicher Kleinſtädte, Landgemeinden, Zwed
verbände und ſonſtiger öffentlich rechtlicher Körperſchaften als
Arbeitgeber in kurzer Zeit zu einem bedeutenden, Achtung ge
Be den Faktor im Wirtſchaftsleben Mitteldeutſchlands ge
worden.

Unter dem 2. November 1921 iſt der Verband
Vereinsregiſter eingetragen worden.

in das

Das Feſt der ſilbernen Hochzeit feiern am Sonnabend,
den 10. Dezember, der Kaſſenbote des Allgem. Deutſchen Verſ.
Ver. Stuttgart, Herr Hermann Seeger und Frau.

Die Zwiſtigkeiten im Stadt Theater Der der chriſtlich
organiſierten Frauen ſind beigelegt. Der Betriebsrat iſt von
ſeilen der Verwaltung auf die Grenzen ſeiner Befugniſſe hin
gewieſen worden; das Betriebsratsmitglied, welches den Ver
treter der chriſtlichen Gewerkſchaft tätlich W 7 hatte, ha
wegen des Vorfalls ſein Be dauern ausgeſprochen. Die Be
ſchuldigungen wegen der Schmiergelder treffen nicht auf die
chriſtlichen Gewerkſchaften zu. Agitation ſoll im Theater nicht
mehr betrieben werden; auch darf der Betriebsrat nicht mehr
verſuchen, die Frauen zum Rücktritt aufzufordern. Die Koali
tionsfreiheit iſt ſtrengſtens h worden und ſomit iſt es
jeder Arbeiterin beim Stadt-Theater freigeſtellt, der Organi-
ſation anzugehören, der ſie angehören wi Hoffentlich zie
damit der Friede auch in das hieſige Stadt Theater ein.

Das Oberſchleſier-Hilfswerk bittet die Hauseigentümer
bezw. Verwalter, die ihnen zugegangenen Hausſammelliſten
baldmöglichſt zurückzuſenden und die gegzeichneten Beträge
mittelſt der von der Hausliſte abzutrennenden Zahlkarte bei der
nächſten Poſtanſtalt einzugahlen, da gemäß Verfügung des
Staatskommiſſars e Wohlfahrtsfplege die Abwickelung un
verzügüg dur ren iſt.

Die 24-Stundenrechnung auf der Eiſenbahn. Schon ſeit
längerer Zeit beſchäftigt man ſich in Fachkreiſen mit der Frage
der Einführung einer durchgehenden Bezeichnung der Tages-
ſtunden von 1 bis 24 und hat damit bereits auf einer ganzen
Reihe ausländiſcher Eiſenbahnen begonnen, d. h. die Zeit
rechnung für die Tagesſtunden von 1 Uhr nachmittags bis 12
Uhr nachts in den Fahrplänen mit 18 bis 24 bezeichnet. Auch
im Güterverkehr auf den deutſchen Eiſenbahnen rechnet man
in gewiſſen Fällen bereits mit der Stunde 18 uſw., wenn es
ſich z. B. um Hereitſtellung von Güterwagen handelt, wobei die
Errechnung des Wagenſtandgeldes weſentlich vereinfacht wird
Von unterrichteter Seite wird nun bekannt, daß die 24-Stunden-
zeit Gegenſtand eingehender Beratungen im Reichsverkehrs-
miniſterium iſt, daß aber mit der Einführung zum 1. Juni 1922
nicht gerechnet werden kann.

Für die Arnold Ruge-Spende wurden bisher gezahlt:
Privatgelehrter T. 5 M., Kaufmann H. 100 M., Mechaniker
Sch. 40 M., F. H. 5 M., Lehrerin B. 110 M., Kaufmann H.
100 M., Sekretär B. 10 M., Kaufmann S. 10 M. 380 We
Das Weihnachtsfeſt ſteht vor der Tür. Dr. Ruge irr!
als Landfremder, wegen angeblichen Hochverrats ver
folgt, umher. Helft ſeiner Frau und ſeinem Sohne hinweg
über dieſe an ſeeliſchen Kümmerniſſen ſchwere Zeit dadurch,
daß ihr ihr wenigſtens die materielle Not, den Hunger, lindert
Deutſche, vergeßt nicht die Vorkämpfer Eures
Deutſchtums, die Märtyrer für Eure Sache!

Spendenannahme bei der Landſchaftlichen
Bank, Halle, auf das Guthaben Rugeſpende, bei der „Halle-
ſchen Zeitung“, bei Dr. Blümel, Magdeburger Str. 47.

Stadttheater. Jnfolge Erkrankung von Heinrich Teßmer
wird das für morgen, Freitag, angeſetzte Singſpiel „Schönheit
und Tugend (Una cosa rava) auf Donnerst den 15. De
zember, berlegt. Die für „Sſchönheit und Tugend gelöſten Ein
trittskarten können bis Freitag, den 9., mittags 1 Uhr für die am
Donnerstag, den 15. Dezember ſtattfindende Vorſtellung dieſes
Werkes umgetauſcht werden. Für morgen, Freitag, iſt nun
„Das Dreimäderlhaus“ angeſetzt worden.

Erika Deniſſon, eine Meiſterin der Tonzkunſt, wird am
kommenden Freitag abends 726 Uhr im Saale des Neumarkt-
ſchützenhauſes ſich vorſtellen. Ein Jdeal weiblicher Schönheit,
ausgeſtattet mit den prächtigſten Gewändern, und begabt mit
einer erſtaunlichen Technik, ſo wird die Künſtlerin, wie überall,
ſo auch hier ihr Publikum feſſeln. Karten in der Hofmuſikalien-
handlung von Heinrich Hothan.

Schwindlerin in jungen Jahren. Eine etwa 20 Jahre alte
Schwindlerin vertreibt ſeit einiger Zeit in hieſiger Stadt minder-
wertige Bilder mit ſelbſtangefertigten Kalikorahmen. Um dieſe
zu möglichſt hohen Preiſen abſetzen zu können, gibt ſie unwahrer
weiſe an, im Säuglingsheim beſchäftigt zu ſein und die Bilder
im Auftrage des Kindergartens zu verkaufen. Es wird deshalb
vor ihr gewarnt. Anzeigen und Angaben zur Ermittelung der
Schwindlerin erbittet die Kriminalpolizei, Kriminalbegzirk 5.

Chronik der Straße. Vorgeſtern vormittag rückte die
Feuerwehr nach der Delitzſcher Straße 8 zur Beſeitigung eines
Stubenbrandes aus. Geſtern vormittag gegen 7 Uhr wurde
ein hier wohnhafter Betriebs-Aſſiſtent in der Trothaer Straße
von einem Laſtkraftwagen überfahren. Der Verunglückte mußte
dem Eliſabethkrankenhauſe zugeführt werden. Die Ermittelungen
wegen der Schuldfrage ſind eingeleitet.

Familien- Nachrichten
Srh Geboren: Gerichtsaſſefſor Dr. Schwerdtfegert

(Sohn).
SDerehelicht: Retnhold Göhre mit

Carl Pitzſchler mit Elsbeth Reiß aus.
Todesfälle: Kurt Wagner (19 Jahre). Reimer

Schacht (81 Jahre). Schmiedemeiſter Wilhelm Dreſſel
145 Jahre). Minna Schnell geb. Nicolai (85 Jahre)

Erna Krapp.



aus Mitteldeutſchland Wo
Zur Kbſchaffung der Ortsklaſſen D und B,

beſonders in Mitteldeutſchland
Die fünf Ortsklaſſen A bis E des ſtaatlichen Ortsklaſſen

verzeichniſſes ſind bislang beibehalten worden, um nicht das Zu
ſtandekommen der notwendigen Beſoldungsaufbeſſerungen hinaus
uſchieben. Lediglich eine andere Gruppierung einzelner Orte

vorgenommen Es iſt aber infolge völliger Verſchiebung aller
einſchlägigen Verhältniſſe durchaus und dringend notwendig,

leunigſt das Ortsklaſſenverzeichnis unter Einſchränkung deru der Klaſſen und nur geringer Unterſcheidung der beſtehen-

bleibenden Ortszuſchläge neu zu regeln.
Ganz beſonders unerträglich iſt die bisherige Ortsklaſſen

einteilung in Mitteldeutſchland geworden, in dem in-
folge der zunehmenden Jnduſtrialiſierung die Lebensbe-
dingungen ſich völlig geändert haben. Der Lebensunterhalt in
den kleineren Städten und auch in den Landgemeinden iſt ſtark
verteuert, ſo daß die Kreiſe kaum mehr hinter denen in den

ößeren Städten und ſelbſt denen in den Großſtädten zurück
eiben, ja, dieſe fogar häufig übertreffen. Der ländliche Charak-

ter dieſes Gebietes iſt ſelbſt in kleineren Orten vielfach ver
wiſcht. Die Wohnungs not insbeſondere hat vielerorts dazu
geführt, daß die Beamten, Angeſtellten und Arbeiter in den
größeren Jnduſtrieorten keine Wohnung finden konnten; ſie
haben ſich daher in immer wachſendem Umfonge in den benach-
harten kleineren Städten und auch Dörfern niedergelaſſen und
ſo an dieſen Orten zur Erhöhung des Bedarfs an allen Gegen-
ſtänden beigetragen.

Es iſt eine im ganzen Bezirk zu beobachtende Erſcheinung,
daß in den mittleren und kleineren Städten Mangel an den
verſchiedenſten Nabrungsmitteln herrſcht. Dies iſt u. a.
darauf zuückzuführen, daß beiſpielsweiſe Gemüſe und Obſt-
erzeuger ihre Erzeugniſſe regelmäßig auf Grund von langfriſti
gen Lieferverträgen an die Händler in den in der Nähe befind-
lichen Großſtädten liefern. Man hat fener immer wieder Ge-
legenheit, feſtzuſtellen, daß die Preiſe für Fleiſch, Butter, Mar-
garine, Schmalz, Brot uſw. in kleinen Städten häufig höher
ſind als in Großſtädten.

Ganz beſonders erſchwert iſt die Lage der ortsfremden Be-
amten, Angeſtellten und Arbeiter in den mittleren und kleineren
Städten, in denen die ortsanſäſſige Bevölkerung zum überwiegen
den Teile Garten- oder Pachtland zur Verfügung hat. Da die
Ortsanſäſſigen Obſt, Gemüſe, Kartoffeln uſw. ſelbſt ernten und
ſich Kleinvieh zur Schlachtung ſelbſt mäſten, ſo gibt es für dieſe
Bedarfsartikel infolge geringer Abſatmöglichkeit meiſt wenig
leiſtungsfähige Geſchäfte.

Die Annahme, welche gewöhnlich herrſcht, daß die Wohnungs-
verhältniſſe und Mietspreiſe in kleineren Orten erheblich günſti-
ger ſind, trifft nicht zu. Jn größeren Städten enthalten die
Mietspreiſe meiſt alle Nebenabgaben, in kleineren Orten dagegen
liegen den Mietern meiſtens noch beſondere Abgaben ob. So
haben ſie neben dem reinen Mietszins häufig noch das Waſſer
geld, das Schornſteinfegergeld, ſowie die Koſten der Fäkalien- und
Müllabfuhr zu tragen. Auch ein anderer Umſtand darf nicht
außer acht gelaſſen werden: der in einer kleineren Stadt
Wohnende muß ſeine Kinder zur weiteren Ausbildung täglich
Jahre hindurch mit der Bahn in die benachbarte Stadt mit höherer
Schule ſchicken oder gar dort gänzlich in Penſion geben. Es
erwachſen ihm hierdurch und durch das teuerere Schulgeld für
Auswärtige Koſten, die für den in einer größeren Stadt
Wohnenden entfallen.

Der Verband der Kreiſe und Gemeinden in der Provinz
Sachſen und in den Freiſtaaten Anhalt und Braunſchweig hat ſich
für die Abſchaffung der Ortsklaſſen D und E ſeit langer Zeit
nachdrücklich eingeſetzt und erſt kürzlich unter Darlegung obiger
Geſichtspunkte einen diesbezüglichen Antrag den Parlamenten,
den Landesvegierungen, ſowie allen politiſchen Parteien unter
breitet.

g. Köthen, 7. Dez. (Doch keine bürgerliche Mehr-
heit. Aus dem Gemeinderagt.) Bei der geſtern vor-
genommenen amtlichen Feſtſtellung des Wahlreſultats
der Stadtverordneten wahl wurden noch 35 von den
Wahlvorſtehern als ungültig befundene Stimmzettel für gültig
erklärt. Die amtliche Feſtſtellung gab dem Wahlergebnis eine
grundlegende Aenderung. Die Unabhängigen, die vorher
leer ausgegangen waren, erhielten einen Sitz, der von der
Hochſchulliſte (bürgerliche Auerliſte) in Abzug kommt. Es er
halten: Bürgerliſte 10, Hochſchulliſte 2, Sozialdemokraten 11,
Unabhängige 1 Sitz. s bisherige Verhältnis von 12 12 iſt
aber damit noch nicht gegeben, da man einen Vertreter der Hoch-
ſchulliſte ſeinen Anſchauungen nach eher zur Kommuniſtiſchen
Partei rechnen muß. Er wird in entſcheidenden Fragen kaum
auf bürgerlicher Seite zu finden ſein. Der Gemeinderat lehnte
einen Antrag des Ausſchuſſes für Leibesübungen auf Be-
willigung von Mitteln für die Teilnahme an den Deutſchen
Kampfſpielen im Stadion im Grunewald ab, da die Entſendung
der geforderten zehn Teilnehmer mindeſtens 10000 Mark er
fordern würde, eine Summe, welche die gegenwärtige finanzielle
Lage der Stadt nicht geſtattet. Die anhaltiſche Regierung
hatte die vom Gemeinderat feſtgeſetzten Luſtbarkeits-
ſenerſätze für Lichtbildervorführungen für zu
hoch erachtet und Herabſetzung empfohlen in die Klaſſe von
25 bis 30 Prozent. Der Gemeinderat beſchloß aber einſtimmig,
es bei der bisherigen Einteilung (bis zu 40 Prozent) zu belaſſen,
da die Reichsſteuerordnung keine Bindung nach coken vorſieht
und die Stadt ſchließlich ihre Verhältniſſe ſelbſt am beſten be
urteilen kann.

Magdeburg, 7. Dezember. (Das alte Lied.) Schon
wieder hat der fahrläſſige Umgang mit Schußwaffen ein Opfer
gefordert. Jn einem Hauſe der Prälatenſtraße erteilte der
7jährige Schüler Kurt Neumann dem 10 jährigen Schüler
Herbert Richter Nachhilfeſtunden. Dabei erblickte Neumann
zufällig im unverſchloſſenen Schreibtiſchkaſten eine ſeinem
ziieren Bruder gehörige Armeepiſtole. Ohne zu wiſſen.
daß die Waffe geladen war, hantierte und ſpielte er damtt.
Dabei entlud ſich die Piſtole, und der ihm gegenüber ſitzende
Richter wurde von der Kugel in den Kopf getroffen. Der
Tod trat ſofort ein.

Quellendorf,
Eeſtern früh iſt die früher Trammſche
Mühle vollſtändig niedergebrannt. Der Müller
Mühle gedreht, die noch nicht in Betrieb geſetzt war. Während
er ſich noch unter der Mühle am Motor zu tun machte, um
das Werk anzulaſſen, brach in der oberen Mühle auf noch
unerklärliche Weiſe der Brand aus. Es ſollen etwa 100
Zentner Getreide mit verbrannt ſein. Der Schaden ſoll ſich
auf 60 000 Mark belaufen und iſt nur zum geringen Teil
durch Verſicherung gedeckt.

Clausthal, 7. Dezember. (Konflikt in der Ge-
meindeverwaltung.) Die Bürgervorſteher haben
ſämtlich ihre Aemter niedergelegt. Der Grund liegt
in dem Streit um die Beſetzung des Bürgermeiſterpoſtens.
Nach dem Jnkrafttreten der neuen Städteordnung würden
doch Neuwahlen erfolgen und die Sozialdemokraten hätten
erkiärt, ſie würden ohne Bedenken, wenn ſie die Mehrheit be
kommen, einen neuen Bürgermeiſter wählen. Da dann die

tadt noch mit der Penſionszahlung für den jetzt gewählten
ürgermeiſter belaſtet würde, beſchloſſen die Bürgerlichen,

ihre Aemter niederzulegen und die Neuwahlen jetzt ſchon vor
mehmen an laſſen.

7. (Mühlenbrand.)jetzt Breitigkeitſche
hatte die

Dezember.

—————r„”x vBerghau
dd. Die Kohlennot. Reichs und Stagtskommiſſar Mehlich

hat an die Bergarbeiter des Ruhrbezirkes einen dringenden
Mahnruf gerichtet, in Anbetracht des großen Kohlenmangels
doch Ueberſtunden zu machen. Elektrizitätswerke,
chemiſche Werke, Zementfabriken und Ziegeleien können nur in
beſchränktem Umfange liefern, da es ihnen an Kohle mangelt.
Die Exportinduſtrie kann wegen Kohlenmangels die Konjunktur
nicht ausnutzen. Noch ungünſtiger liegen die Verhältniſſe in den
entfernten Jnduſtriebezirken. Jnfolge des Ausfalles der Ueber-
ſchichten iſt trotz ſtarker Vermehrung der Belegſchaft ein fühlbarer
Förderausfall eingetreten (um etwa 65 000 Tonnen täglich).
Dieſer Ausfall muß wettgemacht werden, ſoll unſer Wirtſchafts
leben nicht lahmgelegt werden und unſer Volk nicht in Not
geraten.

Die neue Kalipreiserhöhung. Die Verhandlungen
zwiſchen dem Reichskalirat und dem Kaliſyndikat wegen der be
antragten Preiserhöhung ſchweben noch. Man rechnet mit
einem baldigen Abſchluß der Beratungen. Der Reichskalirat hat
eine Erhöhung um 17 Prozent anſtatt der beantragten 22 Prozent
genehmigt. Es dürfte jedoch noch ein Kompromiß zuſtande
kommen.

Gewerkſchaft Meinershauſen. Die außerordentiliche
Gewerkenverſammlung beſchloß die Betriebsſtill-
legung bis 1953. Die Gewerkſchaft Glückauf-
Sondershauſen hat den Geſamibetrieb von Meiners-
hauſen gepachtet mit der Verpflichtung, Abſchreibungen und Rück-
ſtände vorzunehmen und Meinershauſen eine jährliche Aus-
beute zu garantieren, welche dem fünfundzwanzigſten Teil der
Ausbeute von Glückauf-Sondershauſen gleichkommt.

industrie
ss. Deutſche Elektroſtahlwerke A.G. Frankenberg. (Eigener

Drahtbericht.) Jn der a. o. G.-V. wurde der Antrag auf
Fuſion mit der Emil Riedel A.G. Stahl- und
Federwerke, Chemnitz, mit Rückſicht auf die ungeklärten
Steuergeſetze ſeitens der Verwaltung zurückgezogen. Da-
gegen wurde eine Jntereſſen gemeinſchaft vorgeſchlagen.

ss. Porzellanfabrik Rauenſtein vorm. Greiner A.G. (Eigene
Drahtmeldung.) Die a. o. G.-V. beſchloß die Umwand-
lung von 750 000 M. Vorzugsaktien in Stammaktien
mit Dividendenberechtigung ab 1. Januar 1922. Die neuen
St.A. werden den Aktionären im Verhältnis 2: 1 zum Kurſe
von 200 Proz. angeboten

Chmenitzer DüngerAbfuhr- Geſellſchaft. Die G.V. vom
3. Dezember hat einſtimmig beſchloſſen, den vom Rat der Stadt
Chemnitz vorgelegten Vertragsentwurf abzulehnen.
Die Geſellſchaft beruft zum 28. Dezember eine G.-V. ein, um
über die Liquidierung zu beſchließen.

Handelsregiſter Halle. Engelhardt-Brauerei.
Die im Sommer beſchloſſene Kapitalserhöhung ſowie die Ver
ſchmelzung mit der Dortmunder WeſtfaligBrauerei und einige
Satzungsänderungen ſind eingetragen. Ferner wurden Aende-
rungen der Prokuraverhältniſſe eingetragen. U. a. iſt dem Kauf
mann Ernſt Kertzſcher- Halle Geſamtprokura erteilt. Neu
eintragungen: Dankwarth u. Co., G. m. b. H., Apotheker-,
Drogerie und Kleinbedarf. Kapital 20 000 M. Kornkompaägnie,
G. m. b. H., Halle a. S. An und Verkauf von Landeserzeugniſſen
jeder Art und von Mühlen- und Zuckerfabriksfabrikaten. Kapital
20 000 M. Löſchung: Bandagenhaus Dr. Martin O. Winter
halter, Halle. Aenderungen: Reichstreuhand Geſellſchaft
A.G., Filiale Halle, Normalzeit, G. m. b. H., Zweigniederlaſſung
Halle.

Handel und Verkehr
ss. Mitteldeutſche Häute-Auktion Leipzig. (EigenerDrahtbericht.) Der zweite Tag zeigte ebenfalls Srge

läufige Tendenz. Kalbs- und Schaffelle ſtanden 30 bis
40 v. H. tiefer gegenüber dem Vormonat.
w. Einfuhrverbot für Vieh nach der Schweiz. Das Schweize-

riſche Veterinäramt hat mit Einwilligung des volkswirtſchaftlichen
Departements durch Verfügung vom 5. Dezember die Einfuhr
von Rindvieh und Fleiſch aus ſämtlichen europäiſchen
Ländern mit Ausnahme von Dänemark verboten.
Das Verbot wird mit dem außerordentlichen Seuchenſtand in den
meiſten europäiſchen Staaten begründet.

Börsenberichte
Börſenbericht. Das Eingreifen der Großbanken bei der

Kataſtrophe der Pfälziſchen Bank wirkte etwas beruhigend, doch
war Nervoſität unverkennbar. Beträchtliche Beſſerung der Mark
veranlaßte Abgabeneigung. Nachfrage war nicht ſtark. So
traten am Montanmarkt teilweiſe 100prog. Rückgänge ein. Auch
Chemiſche, Elektriſche, Banken- und Schiffahrtsaktien büßten
s. T. beträchtlich ein. Deutſche Bank verlor etwa 70 v. H., Ver
liner Handelsgeſellſchaft 65 Prozent. Valutapapiere waren
niedriger. Vorübergehend trat eine Be eſtigung ein, die aber
auf Gerüchte von finangiellen Schwierigkeiten in Rheinland
Weſtfalen neuer Schwäche wich. Der Deviſenmarkt zeigte unter
Schwankungen ſteigende Tendenz nach ſchwachem Beginn unter
dem Einfluß eines gewiſſen Mißtrauens hinſichtlich der Nach
richten über die Moratoriumsfrage. Die Börſe ſchloß in ge

drückter Stimmung. tDevisen-Notierungen Berlin, 7. Dezember.
Geld Brief Geld BriefAmstd.-Rottd. 7492.50 7507.50 Paris 1585.90 1589.10

Brüss.-Antwerp. 1518.45 1521.55 Schweiz 4030.95 4039.05
Christiania 3026.95 3013.05 Jyanien mKopenhagen 3946.05 3953.,95 Wien (altes)
Stockholm 5044.95 5055,05 Oesterr. abgest. 6.58 6,62
Helsingfors 387.60 388.40 rag 230.75 231.25Italien 906.55 908. 45 Budapest 25.47 25.53
London 859,10 860.90 Poln. MarkNew- York 299,04 209.46 Buenos Aires 68.40 68.60

Produktenbericht. Berlin, 7. Dez. Der Rückgang des
Dollarkurſes wirkte auf den Markt abſchwächend, namentlich
ſtellten ſich die Roggenpreiſe niedriger, weil der geſtern er
wartete Beſchluß des Reichsernährungsamtes zum Roggenankauf
nicht gefaßt wurde. Die Kaufluſt war infolgedeſſen zurück
haltend. Gerſte blieb gut behauptet. Für gute Sorten war die
Tendenz feſt. Auch Hafer war nicht nachgiebig bei zurückhalten
dem Angebot. Mais war merklich billiger zu kaufen. Mehl fand
ſchwer Abſatz, da der Konſum geringere Anſprüche als bisher
ſtellt. Kleie wenig umgeſetzt. Raps war ruhig. Viktoriagerbſen
wenig begehrt. Auch in anderen Hülſenfrüchten wurde nicht
viel gehandelt. Futterſtoffe hatten ruhiges Geſchäft.

Berliner Produktenmarktpreise,
Berlin, 7. Dezember.

Amtliche Notierungen für 1 Zentner ab Station
Weizen, märk. 380--383. mait, pomm.
Roggen, märk. 202—-297, pomm. meckl. westpreub,

an wg au.Wintergerste S Sommoergerste 375--305, matter.
Hafer. märk. 292, matter, pomm.als, la Plata ohne pro e war.930— 1050, matter, keine daruber,Weizenmehl,

matter (je 2 Z.5 Raggenmenih 195, ruhig. Roggenkleie 200--205, rahig.po 720-740, Hau. Leinsaat

lkswirtschaftlicher
Lupinen, blaueVictoriaerbsen 465 485Kleine Speiseerbsen 375 Lupinen. gelbe

Futtererbsen 300--310 RappskuchenPeluschken 7 Leinkuchenicken S SerradellaAckerbohnen 310 315 Trockenschnitzel
Berliner Metallnotierungen.

Berlin. 7. Dez. Preise fur kg in Mark.

Teil

Raffinade-Kupter 99--993 inn (Banca-Straits-Austra)
5450 14500 14700

Orig.-Hütt.-Weichblei 21752250 Hüttenz. imind. 9999 14100
Orig.-Hütten-Rohzink Reinnickel (98-990) 12000im freien Verkehr 2250 23550 Antimon (Kegulus) 220
Remelted-Platt.-Zink 1850/1900 Silber in Barren, ca W e
Orig. -Hütten Alumin. 958990 kür 1 kg 45n gekerbten Blöckchen) Elektrolvtkupfer p. 100kg b

/9300 Original-Hütten-Rohzink
Orig.-Hütten-Alumin. (in W al ab obersehl. Hütte
draht od. Drahtb.) /9500 Preis des Zinkhüttenverb. 2

Leipziger Notierungen Ueipzig. 7. Dezember
Chemnitzer Bank- beipziger Malz fabrik 66verein 215, Nansfelder Kuxe. 22500Leipziger Hypothe- Oelsnitzer Kuxe 35050ken-Bank Hittler. Leipzig 1060Mitteldeutsche Prehlitzer Stamm- A.

Privatbank Prioritäts- Akt.Oröllwitzer Papierf. 5 WGlauziger 2uckerfbr. 2200, Riebeckbier
Gr. Leipziger do. Vorzugsaktien 166--Straßenbahn 5 Rositzer Zuckerfabr. 180-Hallesche Zuckerraff. j 1130, Rudelsburger
Portland-Zzement e a Zementfabrik
Hugo Schneider, Sachsenwerk 660,Paunsdorf 740 SCondermann Stier 60
Körbisdorfer Zzukerf. vtöhr Co. 1900Leipziger Kamm- Zimmermann, Halle 68-garnspinnerei, 1775, Zimmermann. Chemnitz 360-

Im freien Verkehr wurden nicht amtlich ermittelt;
Deutsche Werte
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Sparprämie
4 Preuss. Konsols
3 v
490 a. Sächs. ſandsohaft

liche Pfandbriefe
z Sächs. Neulandsch. Pf.

3 9 9 *94 Preuss. Centr.-Bod.-
Pfandbriefe

4, Dessauer Gas-Oblig.
a

4 Riebeck Mont.-Ob-
igat. von 1912

4 Gr. Berl. Straßenbahn
Ausländ. Werte

4l Oesterr. Schatzanw.
4 Koldrente4 Oesterr. Kron.-Rente
4 Ungar. Gold-Rente
4 Vngar. Kronen-Rente
4 Türk Adm. A4 Bagd. Eisenb. r
4 99 9 9Fisenvahn- Aktien
Halberstadt -Biankenbg.
Halle-Hettstedter
Schantungbahn
Allg. Lokal-Str
Magdeburger Str. B.
Lux. Prinz Heinrich. -B.
Gr. Berl. Str.
Schiftahrts AKt.:
Hambg. Paketfahrt
Hambg.-Südamerika
Hansa-Dampfsechift
Nordd. Llovd
Ver. Elbschiffahrt

Banken:Bank für Thüringen
Barmer Bankverein
Berl. Handelsges
Braunschweiger Bank
Comm u. Diskontobank
Darmstädter Bank
Dess. Landesbank
Deutsche Bank
Diskonto-Comm.
Dresdner Bank
Gothaer Grundkredit
Credit-Anst. Leipzig

gutte redit an9 Privat-Bank
Nationalbank
Oesterr. Kredit
Reichsbank
Industrie-Aktien:
Akt. ſ. AnilinAlexanderwerk
Aligem. Elektr.-Ges.
Ammendorfer Papierf.
Anhaiter Kohlenwerke
Annaburger Steingut
An
Badiseche Anilin
Baroper Walzwerk
Bergmann Elekt. Akt.
Berger Tiefbau
Berlin Anhalt. Maseh.
Berlin-Gub. Hutfabrik
Berl. Masch.-Ban
h
ing. erkeBrasnk. u. Brik.-Ind.

Breslauer SpritBuderus Visenwerke
Bochumer GuBstahl
Chem. Fabrik Buckan
Chem. Griesheim
Chem. v. Heyden
Concordia BergbauCGonsolidation Senalke
Cottbuser Maschinen
CGröllwitzer Papierfabr.-
Daimler-Motoren
Dessauer, Gas
Deutsche Kabelwerke
Dentseh-Luxemb. Bergw.
Deutsche Treuhand-Ges
Deutseche Erdöl
Deutsche GuBbstahl
Deutsohe Kali
Deutsche Watf. u. Mun,
Donnersmarkhütte
Däöring u. Lehrmann
Dürkoppwerke
F22 NobelPEilenburger Kattun
Eintracht Braunkohlen
Elberfelder Farven
Engelhard Brauerei
Felten n. Guilleaume
Friedrichshall Kali

burg-Nürnb. Maseh.

Berlin, 7. Dez.

Fröbeln Zucker
Gasmotoren Deutz
Gebhardt um Co.
Geisweid. Bisen
Gelsenkireh. Bergh.
Glangziger Znekerfbr.
Th. Goldschmidt
Görlitzer Maschinen
Görlitzer Waggon
Gothaer Waggon
Hallesche Masch.-Vabr.
Hann. Masch.
Hann. Waggon
Harvener Berg
Hartmann Maschinen
Hasper Eisen
Hirsch Kupfer
Höchster Farbw.
Hoesch Eisen u. Stahl
Hobenlohe- Werke
Humboldt-Maseh.
L. Hupfeld Co.
Ilse-BerghauJ. A. John
Kahla- Porzellan
Kaſiw. Aschersleben
Kirchner Co.
Königsborn Bergw.
Königzoell Porz.
Körbisd. 2ncker- Akt.
Gebr. Körting
Kruschwitzer Zucker
Kyffhäuserhütte
Lahmeyer u. Co.
Lauchhammer
Lanrahütte
Leipz. Pian Zimmermann
Leipziger Werkzeug
Leopoldsgrube

Lingei Schuhfabr.ans Hoſmaun
Luther Masohinen
Lothringer Hütte
Ludwig Loewe u.
Magdeb Allg. Gas-Ges.
Magdeburger Bergwerk
Magdeburger Müblen
Mannesmannröbren
Maschinenfabr. Bueckes

r r Kapeoh. SorauAMehitener Tüllfabrik

Obersehl. Bisenb. Bed.
530 Obersechl. Caro Heg.

Oberschi. Kokewerke
450 Orenstein u Koppoel

Phönix-Borgb.Plauener Gardinen
Plauener Tüll
Pintsch A-0.
Rauchwaren Walter
Rhein. Metallwaren
Rhein Stahlwerke
Riebeek. Montan
Rombacher Hütten
Rositzer Braunk.
Rositzer Zucker
SachsenwerkSangerhänser Masehb.
Sauerbrey Masehinen
Schneider Hugo Co
Schönebeck Metall

J Schubert SalzerSchuckert Co.z Schulz jun. FritzSiemens Halske
Stahl Nölke
Stettiner Chamot
Stettiner Vnlkan
Stöhr Kammgarn
Stoliberger Zinkb.
Terra“, Samen-A--G.
pgr 3 r anrix

ür. eiweehe Thür. Nadel- u. Stahlw.
Thür. Salinen
Tittel KrügerTriptis Porzeilan
Tülifabrik Flöha
Pürkische Tavakregie
Ver. Köln-Rottwoeiler
Ver. Glanzstoft Elberk.
Ver. Gothaniawerke
Ver. Thür. Metall
Vogtl. Maschinen
Wandererwerke
Wexelin u. RübuerWernshaus. Kammgarn
Werseh.- Weissent. Brk.
Westererweln-Alkali
Wissper Metall
Wittener Gubst
Wredo-Mälzerei
Zeitzer Maseh.
Zeiistott Waldhot
Zimmermann W-
Moourge Fener- V

agdeburgerMataeborger I„obens V.
Magdeburger Rückvers.Wileima

Leopoldshbali chem. Fabr.

Norddeutsche Spritfabr.)
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